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Ihr Antrag auf Zugang zu Dokumenten gemäß Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 
Aktenzeichen: GestDem 2015/3538 

Sehr geehrter Herr Strack, 

unter Bezugnahme auf Ihre Nachricht vom 3. Juli 2015, in der Sie unter Berufung auf die 
Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 Zugang zu Dokumenten beantragen, teile ich Ihnen mit, 
dass Ihre Nachricht am 3. Juli 2015 unter dem vorgenannten Aktenzeichen registriert 
wurde. 

Sie beantragen Zugang zu folgenden Dokumenten: 

1. der bzw. soweit betroffen den mehreren jeweils vollständigen Datenbanken (als 
jeweils ein Dokument iSd. VO 1049/2001), auf welche sich die Anfragen aus den 
Anträgen Gestdem 2012/3258 und Gestdem 2013/0068 bezogen. 

2. allen Dokumenten inklusive aller Anlagen, Anhänge und technischen Beschreibungen, 
welche die in Nr. 1 genannten und falls diese nicht identifizierbar sein sollten alle bei 
EPSO vorhandenen oder von EPSO genutzte Datenbanken, deren Funktionsumfang, 
Struktur und Bedienung beschreiben sowie Zugang zu sämtlichen 
Ausschreibungsunterlagen, Lastenheften und anderen Dokumenten ebenfalls inklusive 
aller Anlagen, Anhänge und technischen Beschreibungen, die mit der externen 
Erstellung oder Planung solcher Datenbanken im Zusammenhang stehen. 

3. allen im Zusammenhang mit den Verfahren Gestdem 2012/3258 und Gestdem 
2013/0068 bei der gesamten Kommission (also insbesondere aber nicht nur bei EPSO, 
S J und SG) vorhandenen Dokumente inklusive aller Anlagen, Anhänge und 
technischen Beschreibungen (gleichgültig ob diese von Kommissionsdienststellen, 
dem Antragsteller jener Anträge oder von Dritten stammen). 
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Analyse Ihres Antrags 

1. Die in den Verfahren GestDem 2012/3258 und GestDem 2013/0068 genannten 
Datenbanken 

In den beiden vorgenannten Anträgen auf Zugang zu Dokumenten ersuchen Sie um 
Zugang jeweils zur vollständigen Datenbank (als jeweils ein Dokument im Sinne der 
Verordnung (EG) Nr. 1049/2001). 

* 

Das Europäische Amt für Personalauswahl (EPSO) hat festgestellt, dass zwei 
Datenbanken auf Ihren Antrag zutreffen; dies sind im Folgenden: 

a) die so genannte Prüfungsfragen-Datenbank, die von einem externen Auftragnehmer 
des EPSO verwaltet wird und rund 50 000 aktive Prüfungsfragen umfasst, welche bei 
EP SO-Aus wähl verfahren fur die computergestützten Tests zum logischen Denken 
verwendet werden („aktiv" bedeutet, dass die jeweiligen Fragen derzeit für die 
operative Durchfuhrung von Prüfungen verwendet werden können). 

Diese Datenbank wird für die Verwaltung des Prüfungsinhalts (z. B. Bearbeitung der 
Prüfungsfragen, Verfolgung von Herkunft und Änderungen der Fragen, Festlegung 
von Fragengruppen für ein bestimmtes Auswahlverfahren usw.) und die 
Bereitstellung computergestützter Tests für Prüfungskandidaten in beaufsichtigten 
Prüfungszentren genutzt. 

Sie enthält den vollständigen Text der Prüfungsfragen - einschließlich der 
Antwortoptionen - in den 24 Amtssprachen der EU, die Kennungen der Fragen, 
Angaben zur Fragenart (d. h. sprachlogisches Denken, Zahlenverständnis, abstraktes 
Denken usw.), die erwarteten Antworten und den jeweiligen Schwierigkeitsgrad der 
Frage. 

b) die Talente-Datenbank, eine relationale Datenbank, die EPSO in Zusammenarbeit 
mit der Generaldirektion Informatik (DIGIT) entwickelt und verwaltet. Diese 
Datenbank wird für die Verwaltung der gesamten EPSO-Auswahlverfahren, von der 
Bekanntmachung und der Bewerbungsphase bis zur Erstellung der Reserveliste, 
genutzt. Sie ist so ausgelegt, dass sie auf eine bestimmte Anzahl von Suchabfragen 
antwortet, die im Voraus definiert sind und sich an den spezifischen operativen 
Erfordernissen des EPSO und der Prüfungsausschüsse orientieren, und den 
Kandidaten Informationen zu den einzelnen Auswahl verfahren (z. B. Ergebnisse, 
Termine für die Tests usw.) übermittelt. 
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In dieser Datenbank werden folgende Daten erfasst: 1. personenbezogene Daten der 
Kandidaten, die für ihre Identifizierung erforderlich sind (Nachname, Vorname, 
Geburtsname, Geburtsdatum, Geschlecht, Nummer des Identifizierungsdokuments, 
E-Mail-Adresse), 2. personenbezogene Daten, die für die praktische Durchführung 
der Tests benötigt werden (Anschrift, Postleitzahl, Ort, Land, Geschlecht, Telefon­
und Faxnummer, für den Schriftverkehr zu verwendende Sprache), 3. gegebenenfalls 
Informationen zu „speziellen Bedürfnissen" von Kandidaten, 4. Angaben des 
Kandidaten/der Kandidatin, anhand derer geprüft werden kann, ob er/sie die in der 
Bekanntmachung des Auswahlverfahrens genannten Zulassungskriterien erfüllt 
(Staatsbürgerschaft, Sprachen, Informationen zu ihren Befähigungsnachweisen und 
ihrer Berufserfahrung) und schließlich 5. die Ergebnisse/den Status der einzelnen 
Kandidaten in Bezug auf ein Auswahlverfahren, d. h. Zulassungsstatus 
(zugelassen/nicht zugelassen), Prüfungs- und Auswahlergebnisse sowie 
Gesamtergebnisse (bestanden/nicht bestanden) und gegebenenfalls den 
Kompetenzpass. 

* 

Ich bedaure, Ihnen mitteilen zu müssen, dass ich Ihnen aus den nachstehenden Gründen 
keinen Zugang (auch nicht teilweise) zu den vorgenannten Datenbanken gewähren kann: 

Nach der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 hat jeder Unionsbürger sowie jede natürliche 
oder juristische Person mit Wohnsitz oder Sitz in einem Mitgliedstaat vorbehaltlich der 
in dieser Verordnung festgelegten Grundsätze, Bedingungen und Einschränkungen ein 
Recht auf Zugang zu Dokumenten der Organe. 

Nach Artikel 2 Absatz 3 erstreckt sich der Geltungsbereich der Verordnung auf „alle 
Dokumente eines Organs, das heißt Dokumente aus allen Tätigkeitsbereichen der Union, 
die von dem Organ erstellt wurden oder bei ihm eingegangen sind und sich in seinem 
Besitz befindenNach Artikel 3 Buchstabe a bedeutet Dokument „Inhalte unabhängig 
von der Form des Datenträgers (auf Papier oder in elektronischer Form, Ton-, Bild­
oder audiovisuelles Material), die einen Sachverhalt im Zusammenhang mit den 
Politiken, Maßnahmen oder Entscheidungen aus dem Zuständigkeitsbereich des Organs 
betreffen 

Ungeachtet dieser weitgefassten Definition, die insbesondere bedeutet, dass es keine 
Einschränkung hinsichtlich des Mediums der betreffenden Inhalte gibt, ist nach ständiger 
Rechtsprechung im Hinblick auf die Anwendung der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 
zwischen den Begriffen „Dokument" und „Information" zu unterscheiden (Rechtssache 
T-214/13, Typke/Kommission, Randnr. 53). 

Eine Unterscheidung zwischen „Information" und „Dokument" ist insbesondere in so 
weit möglich, als „Information" als Datenelement definiert wird, das in einem oder 
mehreren Dokumenten enthalten sein kann. Da keine der Bestimmungen der Verordnung 
(EG) Nr. 1049/2001 das Recht auf Zugang zu Informationen als solche betrifft, kann 
daher nicht gefolgert werden, dass das Recht der Öffentlichkeit auf Zugang zu einem 
Dokument der Kommission gemäß Artikel 2 Absatz 1 dieser Verordnung bedeutet, dass 
die Kommission auf jedes Auskunftsersuchen eines Einzelnen antworten müsse 
(Rechtssache T-214/13, Typke/Kommission, Randnr. 54). 
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In Bezug auf Datenbanken kann alles, was aus einer Datenbank durch normale oder 
routinemäßige Suchabfragen extrahiert werden kann, Gegenstand eines Zugangsantrags 
nach der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 sein (Rechtssache T-214/13, 
Typke/Kommission, Randnr. 59), d. h. als ein „vorhandenes Dokument" betrachtet 
werden. 

Umgekehrt können jedoch die vollständigen Informationen (Rohdaten) einer Datenbank 
nicht als ein „vorhandenes Dokument" im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 
betrachtet werden. Tatsächlich kann mit einem auf die Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 
gestützten Antrag auf Zugang zu Dokumenten nicht von der Kommission verlangt 
werden, dem Antragsteller einen Teil oder die Gesamtheit der in einer ihrer Datenbanken 
- oder in mehreren ihrer Datenbanken - enthaltenen Daten nach einem 
Klassifizierungsschema, das von der betreffenden Datenbank nicht vorgesehen ist, zu 
übermitteln. Ein solcher Antrag ist tatsächlich auf die Erstellung eines neuen Dokuments 
gerichtet und fällt daher nicht in den Geltungsbereich der Verordnung (EG) Nr. 
1049/2001 (Rechtssache T-214/13, Typke/Kommission, Randnr. 58). 

Folglich ist Ihr Antrag auf Zugang zu den in den Verfahren GestDem 2012/3258 und 
GestDem 2013/0068 genannten vollständigen Datenbanken nicht auf vorhandene 
Dokumente gerichtet, und daher kann Ihnen der Zugang nicht gewährt werden. 

In Bezug auf den Zugang zu den vorhandenen Dokumenten, die dem Gegenstand Ihrer 
ursprünglichen Anfrage am ehesten entsprechen, d. h. Datensätze, die aus den beiden 
vorgenannten Datenbanken durch eine routinemäßige Suchabfrage extrahiert werden 
können, bedaure ich, Ihnen mitteilen zu müssen, dass ich die Zugangsgewährung aus den 
nachstehend genannten Gründen ablehnen muss: 

1.1. Die Prüfungsfragen-Datenbank 

Wie bereits dargelegt, dient diese Datenbank dazu, computergestützte Prüfungen 
bereitzustellen und den Prüfungsinhalt zu verwalten. Sie enthält Prüfungsinhalte, die für 
die regelmäßige Wiederverwendung in aufeinander folgenden Auswahlverfahren 
bestimmt sind. 

Deshalb muss der Zugang zu Datensätzen, die aus der Prüfungsfragen-Datenbank 
extrahiert werden, nach Artikel 6 Anhang III des Beamtenstatuts abgelehnt werden. 

Nach der Rechtsprechung kann das in der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 festgelegte 
Recht auf Zugang zu Dokumenten nach dem Grundsatz, dass das speziellere Gesetz dem 
allgemeineren Gesetz vorgeht, (lex specialis derogat legi generali) eingeschränkt oder 
abgelehnt werden, wenn für besondere Sachverhalte spezielle Vorschriften gelten. Im 
Zusammenhang mit allgemeinen Auswahlverfahren stellt Artikel 6 Anhang III des 
Beamtenstatuts, in dem der Grundsatz der Geheimhaltung der Arbeiten von 
Prüfungsausschüssen festgelegt ist, ein solches lex specialis dar. 
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Artikel [15 Absatz 3 AEUV (ex-Artikel 255 Absatz 1 EGV')], in dem festgelegt ist, dass 
jeder Unionsbürger sowie jede natürliche oder juristische Person mit Wohnsitz oder 
satzungsgemäßem Sitz in einem Mitgliedstaat das Recht auf Zugang zu Dokumenten des 
Europäischen Parlaments, des Rates und der Kommission hat, vorbehaltlich der 
Grundsätze und Bedingungen, die nach [diesem Absatz] festzulegen sind, und die 
Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 30. 
Mai 2001 über den Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten des Europäischen 
Parlaments, des Rates und der Kommission (ABl. L 145 vom 31.5.2001, S. 43), die auf 
der Grundlage des Artikels 255 Absatz 2 EGV angenommen wurde, um die allgemeinen 
Grundsätze für die Wahrnehmung des Rechts auf den Zugang zu Dokumenten 
festzulegen, stellen allgemeine Regeln dar, die auf alle Bürger der Europäischen Union 
Anwendung finden. In diesen Regelungen werden Beschränkungen für das Recht auf 
Zugang zu Dokumenten der betreffenden Organe festgelegt, insbesondere aus Gründen 
des öffentlichen Interesses [...]. 

Wie jede allgemeine Vorschrift kann das in den oben genannten Bestimmungen 
vorgesehene Recht auf Zugang zu [...] Dokumenten nach dem Grundsatz, wonach das 
spezielle Gesetz dem allgemeinen Gesetz vorgeht (lex specialis derogat legi generali), 
beschränkt oder ausgeschlossen werden, wenn für besondere Sachverhalte spezielle 
Vorschriften gelten. 

In dieser Hinsicht bestimmt Artikel 6 des Anhangs III des Statuts, der auf der Grundlage 
von Artikel 283 EGV erlassen wurde und speziell das Auswahlverfahren betrifft, dass die 
Arbeiten des Prüfungsausschusses geheim sind. 

Ein Bewerber kann sich daher nicht mit Erfolg auf das Prinzip der Transparenz berufen, 
um die Anwendbarkeit von Artikel 6 des Anhangs III des Statuts in Frage zu stellen [...] 
(Rechtssache T-371/03, Le Voci/Rat, Randnrn. 121-124, mit weiteren Verweisen). 

Die neuere Rechtsprechung hat bestätigt, dass fur die Wiederverwendung in 
aufeinanderfolgenden Auswahlverfahren bestimmte Prüfungsinhalte nach Artikel 6 
Anhang III des Beamtenstatuts geschützt sind, weshalb die Organe den Zugang hierzu 
verweigern können (Rechtssache F-127/11, De Mendoza/Kommission, Randnr. 100). 

Ferner ist anzumerken, dass, selbst wenn die Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 auf den 
Teil Ihres Antrags, der die Datensätze mit wiederverwendbaren Prüfungsinhalten betrifft, 
anwendbar wäre, was nicht der Fall ist, ich den Zugang zu diesen Dokumenten nach der 
in Artikel 4 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 festgelegten 
Ausnahmeregelung verweigern müsste. 

In diesem Artikel ist festgelegt, dass der Zugang zu einem Dokument verweigert wird, 
„wenn eine Verbreitung des Dokuments den Entscheidungsprozess des Organs ernstlich 
beeinträchtigen würde, es sei denn, es besteht ein überwiegendes öffentliches Interesse 
an der Verbreitung". 
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Es ist daran zu erinnern, dass alle Dokumente, die nach der Verordnung (EG) Nr. 
1049/2001 verbreitet werden, öffentlich werden. Da diese Datenbank mit 
Prüfungsaufgaben für alle Auswahlverfahren mit computergestützten Tests verwendet 
wird, ist klar, dass eine Verbreitung ihres Inhalts dazu führen würde, dass Kandidaten, 
die sich Zugang zu diesem Inhalt verschaffen könnten, einen Wettbewerbsvorteil hätten. 
Eine Verbreitung wäre daher insofern mit einem hohen Risiko für die Fairness künftiger 
Auswahlverfahren verbunden, als die Gleichbehandlung von Kandidaten in 
ernstzunehmender Weise gefährdet würde, was sich auf das gesamte System der 
allgemeinen Auswahlverfahren nachteilig auswirken würde. 

Sie haben kein überwiegendes öffentliches Interesse an der Verbreitung erkennen lassen, 
und Ihr Antrag scheint ausschließlich durch ein privates und nicht durch öffentliches 
Interesse begründet zu sein. Andererseits ist es im öffentlichen Interesse, die Objektivität 
der Auswahlverfahren und die Gleichbehandlung von Kandidaten in vollem Umfang zu 
gewährleisten und zu schützen. 

1.2. Die Talente-Datenbank 

Diese Datenbank dient der Verwaltung von EPSO-Auswahlverfahren und enthält 
verschiedene Kategorien von personenbezogenen Daten der Kandidaten 
(Identifizierungsdaten, Ergebnisse usw.). 

Folglich enthalten die bei einer routinemäßigen Suchabfrage in der Talente-Datenbank 
angezeigten Datensätze personenbezogene Daten von Prüfungskandidaten und fallen 
damit unter die Ausnahmeregelung nach Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung 
(EG) Nr. 1049/2001. 

Zudem sind die vordefmierten Suchabfragen in der Talente-Datenbank auf die 
spezifischen operativen Erfordernisse des EPSO und der Prüfungsausschüsse im 
Zusammenhang mit laufenden Auswahlverfahren ausgerichtet. Dies bedeutet, dass aus 
der überwiegenden Mehrheit der Datensätze, die bei diesen Suchabfragen angezeigt 
werden, ersichtlich ist, wie der zuständige Prüfungsausschuss die Eignung der an einem 
Auswahlverfahren teilnehmenden Kandidaten individuell und/oder vergleichend bewertet 
hat (z. B. Einstufung der Kandidaten in eine Rangfolge entsprechend ihrer Leistung, die 
sich aus den Testergebnissen ergibt; Liste der für ein Auswahlverfahren zugelassenen 
bzw. der abgelehnten Kandidaten usw.). Diese Datensätze fallen daher unter den 
Grundsatz der Geheimhaltung der Arbeiten der Prüfungsausschüsse nach Artikel 6 
Anhang III des Beamtenstatuts. 

Die Geheimhaltung wurde eingeführt, um die Unabhängigkeit der Prüfungsausschüsse 
für Auswahlverfahren und die Objektivität ihrer Arbeiten dadurch zu gewährleisten, dass 
die Ausschüsse vor allen äußeren Einmischungen und Pressionen geschützt werden, 
gleichgültig, ob diese von der EU-Verwaltung selbst, von den beteiligten Bewerbern oder 
von Dritten ausgehen. Die Wahrung der Geheimhaltung verbietet es daher, Einzelheiten 
in Bezug auf die Beurteilung der Bewerber persönlich oder im Vergleich mit anderen 
aufzudecken (Rechtssache 89/79, Bonu/Rat, Randnr. 5; Rechtssache C-254/95 P, 
Parlament/Innamorati, Randnr. 24). 
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Folglich könnte der Zugang zu einem der bei routinemäßigen Suchabfiragen erzeugten 
Datensätze der letzteren Kategorie ebenfalls nach Artikel 6 Anhang III des 
Beamtenstatuts verweigert werden. 

Aus den oben dargelegten Erwägungen muss Ihr Antrag auf Zugang zu den in Ziffer 1 
Ihres Antrags bezeichneten Informationen/Dokumenten insgesamt abgelehnt werden. 

2. Ausschreibungsunterlagen und technische Dokumentation zu den in Ziffer 1 Ihres 
Antrags genannten Datenbanken 

2.1. Ausschreibungsunterlagen 

In Bezug auf die Talente-Datenbank bestätige ich, dass EPSO keine 
Ausschreibungsunterlagen zu dieser Datenbank besitzt, weil die Talente-Datenbank von 
EPSO selbst (und seit kurzem von der GD DIGIT) entwickelt worden ist und daher nicht 
Gegenstand einer Ausschreibung war. 

Was die Prüfungsfragen-Datenbank anbelangt, bestätige ich, dass sie Gegenstand 
mehrerer Ausschreibungen war, und zwar der Ausschreibungen EPSO/02/PR/2008/104, 
EPSO/TF/PR/2009/122, EPSO/02/PR/2009/117, EPSO/02/PO/2009/065, EPSO/Ol/ 
PR2010/104, EPSO/03/PR/2011/ 025 und 2012/S 247-405270. 

Ich darf Ihnen auch mitteilen, dass die nicht vertraulichen Bestandteile der 
Ausschreibungsdokumentation zur Prüfungsfragen-Datenbank bereits öffentlich zur 
Verfügung stehen. Sie können diese Unterlagen unter folgender Internetadresse abrufen: 
http://europa.eu/epso/about/tenders/index de.htm. 

2.2. Technische Dokumentation 

Ich bestätige, dass EPSO mehrere Dokumente mit Informationen zu den Funktionen, zur 
Struktur und zur Funktionsweise der Talente-Datenbank und der Prüfungsfragen-
Datenbank besitzt. 

Leider muss ich Ihnen jedoch mitteilen, dass ich Ihnen gemäß Artikel 4 Absatz 1 
Buchstabe a der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 keinen Zugang (auch nicht teilweise) 
zu der vorgenannten Dokumentation gewähren kann. 

Gemäß Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a erster Gedankenstrich verweigern die Organe 
„den Zugang zu einem Dokument, durch dessen Verbreitung Folgendes beeinträchtigt 
würde: a) der Schutz des öffentlichen Interesses im Hinblick auf: - die öffentliche 
Sicherheit. 

Die technische Dokumentation zu den beiden genannten Datenbanken enthält sensible 
Informationen über Konzeption und Anwendung sowie insbesondere zu IT-
Sicherheitsaspekten dieser Datenbanken. Die Verbreitung dieser Informationen würde 
daher ein echtes und absehbares Risiko darstellen, das illegale Tätigkeiten, insbesondere 
böswillige Cyberangriffe auf die beiden Datenbanken durch Dritte, erleichtert würde. 
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Folglich muss der Teil Ihres Antrags, der sich auf die technische Dokumentation der 
Datenbanken bezieht, abgelehnt werden. 

3. Dokumentation der Verfahren GestDem 2012/3258 und GestDem 2013/0068 

Ich bestätige, dass EPSO mehrere Dokumente zu den beiden genannten Verfahren 
besitzt. Diese lassen sich wie folgt einordnen: 

a) Schreiben des Antragstellers (Anträge und anschließender Schriftwechsel); 

b) abschließende Bescheide über den Erst- und den Zweitantrag; 

c) interner Austausch über Entwurfsfassungen der vorgenannten Bescheide zwischen 
dem Generalsekretariat, dem Juristischen Dienst und EPSO; 

d) verschiedene Dokumente (Empfangsbescheinigungen, interne Übermittlungs­
dokumente usw.). 

In Bezug auf den Zugang zu den Dokumenten des Antragstellers hat EPSO den 
Betreffenden zu der Möglichkeit einer Verbreitung nach Artikel 4 Absatz 4 der 
Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 konsultiert. Der Antragsteller hat der Veröffentlichung 
der betreffenden Dokumente zugestimmt. Ich freue mich daher, Ihnen Zugang zu diesen 
Dokumenten gewähren zu können. 

Des Weiteren darf ich Ihnen mitteilen, dass Sie Zugang zu den abschließenden 
Bescheiden über den Erst- und den Zweitantrag erhalten, die dem Antragsteller 
übermittelt wurden und deshalb als für die Öffentlichkeit freigegeben gelten. 

Ich bedaure jedoch, Ihnen den Zugang zu der unter Buchstabe c genannten internen 
Dokumentation nach Artikel 4 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 verweigern 
zu müssen. 

Gemäß Artikel 4 Absatz 2 zweiter Gedankenstrich verweigern die Organe „ den Zugang 
zu einem Dokument, durch dessen Verbreitung Folgendes beeinträchtigt würde: [...] -
der Schutz von Gerichtsverfahren und der Rechtsberatung". 

Nach dem Urteil des Gerichts in der Rechtssache T-84/03, Turco/Rat, „ist der Begriff 
,Rechtsberatung'" in Artikel 4 Absatz 2 zweiter Gedankenstrich der Verordnung Nr. 
1049/2001 über den Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten des Europäischen 
Parlaments, des Rates und der Kommission „dahin zu verstehen, dass der Schutz des 
öffentlichen Interesses der Verbreitung des Inhalts von Dokumenten entgegenstehen 
kann, die der Juristische Dienst [...][des Organs] im Rahmen von Gerichtsverfahren 
oder auch zu anderen Zwecken verfasst har. 

EPSO ist der Ansicht, dass die internen Rechtsberatungen im Rahmen der Verfahren 
GestDem 2012/3258 und GestDem 2013/0068 in diese Kategorie fallen. Folglich muss 
ich den Zugang zu diesen Unterlagen verweigern. 
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Abschließend freue ich mich, Ihnen Zugang zu der Dokumentation der Kategorie der 
unter Buchstabe d genannten „verschiedenen" Dokumente (anonymisierte Fassungen 
ohne Namens- und Kontaktangaben der beteiligten EU-Bediensteten) gewähren zu 
können. 

Falls Sie eine Überprüfung dieses Bescheids wünschen, können Sie sich nach der 
Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 unter nachstehender Anschrift an die Generalsekretärin 
der Kommission wenden und Ihren Erstantrag aufrechterhalten. Hierfür gilt eine Frist von 
fünfzehn Tagen nach Erhalt des vorliegenden Schreibens; nach Ablauf dieser Frist gilt Ihr 
Erstantrag als zurückgezogen. 

Die Generalsekretärin wird Sie innerhalb von fünfzehn Arbeitstagen nach der 
Registrierung Ihres Antrags über das Ergebnis dieser Überprüfung informieren und Ihnen 
entweder den im vorliegenden Bescheid verweigerten Zugang zu den Dokumenten 
gewähren oder die Verweigerung bestätigen. In letzterem Fall werden Sie über weitere 
Schritte informiert, die Sie unternehmen können. 

Alle Mitteilungen sind an die folgende Anschrift zu richten: 

Generalsekretärin 
xxxxxxxxxx@xx.xxxxxx.xx 
Europäische Kommission 

B-1049 Brüssel 

Mit freundlichen Grüßen 

N.D. BEARFIELD 

Anlagen: 

1. Dokumentation des Verfahrens GestDem 2012/3258 

2. Dokumentation des Verfahrens GestDem 2013/0068 
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